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Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien 
(Rundfunkstaatsvertrag - RStV -)

Rundfunkstaatsvertrag
Inkrafttreten: 01.01.1996 
Zuletzt geändert durch: zuletzt geändert durch Artikel 1 des Zweiundzwanzigsten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom 26. Oktober 2018 als Anlage des Gesetzes vom 
5. März 2019 (Brem.GBl. S. 57)3) 
Fundstelle: Brem.GBl. 1991, 273 
Gliederungsnummer: 225-c-1 
 

aufgehoben durch Artikel 2 des Staatsvertrages vom 15. April 2020 (Gesetz vom 22. 
September 2020; Brem.GBl. S. 974, 981, 1073) mit Ausnahme der Anlage (zu § 11b Abs. 1 
Nr. 2 des Rundfunkstaatsvertrages), der Anlage (zu § 11b Abs. 3 Nr. 2 des 
Rundfunkstaatsvertrages) und der Anlage (zu § 11c Abs. 3 Nr. 3 des 
Rundfunkstaatsvertrages), die als Anlagen zum Medienstaatsvertrag fortgelten.

Fußnoten

Verkündet als Artikel 1 des Staatsvertrages über den Rundfunk im vereinten 
Deutschland vom 31. August 1991 (Brem.GBl. S. 275).

[Gemäß Bekanntmachung vom 26. April 2019 (Brem.GBl. S. 236) wird bekannt 
gemacht, dass der Zweiundzwanzigste Rundfunkänderungsstaatsvertrag nach 
seinem Artikel 2 Absatz 2 am 1. Mai 2019 in Kraft tritt.]

Inhaltsverzeichnis
Präambel
I. Abschnitt Allgemeine Vorschriften
§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen
§ 3 Unzulässige Sendungen, Jugendschutz
§ 3 a Jugendschutzbeauftragte
§ 4 Kurzberichterstattung

au
ße

r K
ra

ft

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/gesetz-zum-zweiundzwanzigsten-rundfunkaenderungsstaatsvertrag-vom-5-maerz-2019-127984?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RdFunk%C3%84ndStVtr22GBRrahmen
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-fuer-rundfunk-und-telemedien-rundfunkstaatsvertrag-rstv-vom-31-august-1991-127983?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RdFunkStVtrBRV12G1


Seite 2 von 30

§ 5 Europäische Produktionen, Eigen-, Auftrags- 
und Gemeinschaftsproduktionen

§ 6 Werbeinhalte
§ 7 Sponsoring
§ 8 Informationspflicht, zuständige Behörden
§ 9 Meinungsumfragen
II. Abschnitt Vorschriften für den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk

§ 10 Funktionsgerechte Finanzausstattung, 
Grundsatz des Finanzausgleichs

§ 11 Finanzierung
§ 12 Ermittlung des Finanzbedarfs
§ 13 Einfügung der Werbung
§ 14 Richtlinien
§ 15 Dauer der Werbung
§ 16 Änderung der Werbung
§ 17 Ausschluß von Fernseheinkauf
§ 18 Satellitenfernsehprogramme für ARD und ZDF
III. Abschnitt Vorschriften für den 
privaten Rundfunk
§ 19 Zulassung
§ 20 Meinungsvielfalt, regionale Fenster
§ 21 Sicherung der Meinungsvielfalt

§ 22 Anwendungsbereich der Vorschriften über die 
Meinungsvielfalt

§ 23 Programmgrundsätze
§ 24 Sendezeit für Dritte
§ 25 Finanzierung
§ 26 Einfügung der Werbung
§ 27 Dauer der Werbung
§ 28 Datenschutz
§ 29 Finanzierung besonderer Aufgaben
§ 30 Aufsicht, Zusammenarbeit
§ 31 Gemeinsame Richtlinien
§ 32 Ordnungswidrigkeiten
IV. Abschnitt Übertragungskapazitäten
§ 33 Grundsatz
§ 34 Zuordnung von Satellitenkanälen
§ 35 Weiterverbreitung
V. Abschnitt Übergangs- und 
Schlußvorschriften
§ 36 Satellitenkanäle des TVSat, Satellitenhörfunk
§ 37 Kündigung
§ 38 Regelung für Bayern

Präambel

au
ße

r K
ra

ft

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-fuer-rundfunk-und-telemedien-rundfunkstaatsvertrag-rstv-vom-31-august-1991-127983?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RdFunkStVtrBRV12G2
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-fuer-rundfunk-und-telemedien-rundfunkstaatsvertrag-rstv-vom-31-august-1991-127983?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RdFunkStVtrBRV12G3
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-fuer-rundfunk-und-telemedien-rundfunkstaatsvertrag-rstv-vom-31-august-1991-127983?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RdFunkStVtrBRV13G4
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-fuer-rundfunk-und-telemedien-rundfunkstaatsvertrag-rstv-vom-31-august-1991-127983?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-RdFunkStVtrBRV13G5


Seite 3 von 30

Dieser Staatsvertrag enthält grundlegende Regelungen für den öffentlich-rechtlichen und 
den privaten Rundfunk in einem dualen Rundfunksystem der Länder des vereinten 
Deutschlands. Er trägt der europäischen Entwicklung des Rundfunks Rechnung.

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk und privater Rundfunk sind der freien individuellen und 
öffentlichen Meinungsbildung sowie der Meinungsvielfalt verpflichtet. Beide 
Rundfunksysteme müssen in der Lage sein, den Anforderungen des nationalen und des 
internationalen Wettbewerbs zu entsprechen.

Im Zuge der Vermehrung der Rundfunkprogramme in Europa durch die neuen Techniken 
sollen Informationsvielfalt und kulturelles Angebot im deutschsprachigen Raum verstärkt 
werden. Durch diesen Staatsvertrag, vor allem aber durch weitere Regelungen und 
Förderungsvorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, soll die Herstellung neuer 
europäischer Fernsehproduktionen nachhaltig unterstützt werden.

Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk sind Bestand und Entwicklung zu gewährleisten. 
Dazu gehört seine Teilhabe an allen neuen technischen Möglichkeiten in der Herstellung 
und zur Verbreitung sowie die Möglichkeit der Veranstaltung neuer Formen von Rundfunk. 
Seine finanziellen Grundlagen einschließlich des dazugehörigen Finanzausgleichs sind zu 
erhalten und zu sichern.

Den privaten Veranstaltern werden Ausbau und Fortentwicklung eines privaten 
Rundfunksystems, vor allem in technischer und programmlicher Hinsicht, ermöglicht. Dazu 
sollen ihnen ausreichende Sendekapazitäten zur Verfügung gestellt und angemessene 
Einnahmequellen erschlossen werden. Sie sollen dabei ihre über Satelliten ausgestrahlten 
Fernsehprogramme unter Berücksichtigung lokaler und regionaler Beiträge nach Maßgabe 
des jeweiligen Landesrechts zusätzlich über verfügbare terrestrische Fernsehfrequenzen 
verbreiten können, die bundesweit, auch im Hinblick auf neue Fernsehveranstalter, 
möglichst gleichgewichtig aufgeteilt werden sollen.

Die Vereinigung Deutschlands und die fortschreitende Entwicklung des dualen 
Rundfunksystems machen es erforderlich, die bisherige Frequenzaufteilung und -nutzung 
umfassend zu überprüfen. Alle Länder erklären ihre Absicht, festgestellte Doppel- oder 
Mehrfachversorgungen abzubauen, um zusätzliche Übertragungsmöglichkeiten für private 
Veranstalter, auch für den Westschienenveranstalter, zu gewinnen.

Den Landesmedienanstalten obliegt es, unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung 
privater Veranstalter und der besseren Durchsetzbarkeit von Entscheidungen verstärkt 
zusammenzuarbeiten.
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1.

2.

3.

1.

I. Abschnitt  
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für die Veranstaltung und Verbreitung von Rundfunk in 
Deutschland in einem dualen Rundfunksystem.

(2) Soweit dieser Staatsvertrag keine anderweitigen Regelungen für die Veranstaltung und 
Verbreitung von Rundfunk enthält oder solche Regelungen zuläßt, sind die für die jeweilige 
Rundfunkanstalt oder den jeweiligen privaten Veranstalter geltenden landesrechtlichen 
Vorschriften anzuwenden.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Rundfunk ist die für die Allgemeinheit bestimmte Veranstaltung und Verbreitung von 
Darbietungen aller Art in Wort, in Ton und in Bild unter Benutzung elektrischer 
Schwingungen ohne Verbindungsleitung oder längs oder mittels eines Leiters. Der Begriff 
schließt Darbietungen ein, die verschlüsselt verbreitet werden oder gegen besonderes 
Entgelt empfangbar sind, sowie Fernsehtext.

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages ist

Vollprogramm ein Rundfunkprogramm mit vielfältigen Inhalten, in welchem 
Information, Bildung, Beratung und Unterhaltung einen wesentlichen Teil des 
Gesamtprogramms bilden,

Spartenprogramm ein Rundfunkprogramm mit im wesentlichen gleichartigen Inhalten,

Fensterprogramm ein zeitlich begrenztes Rundfunkprogramm, das für ein regionales 
Verbreitungsgebiet im Rahmen eines weiterreichenden Rundfunkprogramms 
verbreitet wird.

 
§ 3 

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

(1) Sendungen sind unzulässig, wenn sie

zum Rassenhaß aufstacheln oder grausame oder sonst unmenschliche 
Gewalttätigkeiten gegen Menschen in einer Art schildern, die eine Verherrlichung 
oder Verharmlosung solcher Gewalttätigkeiten ausdrückt, oder die das Grausame 
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2.

3.

4.

5.

oder Unmenschliche des Vorgangs in einer die Menschenwürde verletzenden Weise 
darstellt (§ 131 StGB),

den Krieg verherrlichen,

pornographisch sind (§ 184 StGB),

offensichtlich geeignet sind, Kinder oder Jugendliche sittlich schwer zu gefährden,

Menschen, die sterben oder schweren körperlichen oder seelischen Leiden 
ausgesetzt sind oder waren, in einer die Menschenwürde verletzenden Weise 
darstellen und ein tatsächliches Geschehen wiedergeben, ohne daß ein 
überwiegendes berechtigtes Interesse gerade an dieser Form der Berichterstattung 
vorliegt; eine Einwilligung ist unbeachtlich.

(2) Sendungen, die geeignet sind, das körperliche, geistige oder seelische Wohl von 
Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchtigen, dürfen nicht verbreitet werden, es sei denn, 
der Veranstalter trifft auf Grund der Sendezeit oder auf andere Weise Vorsorge, daß 
Kinder oder Jugendliche der betroffenen Altersstufen die Sendungen üblicherweise nicht 
wahrnehmen; der Veranstalter darf dies bei Sendungen zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr 
annehmen. Bei Filmen, die nach dem Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit 
unter 12 Jahren nicht freigegeben sind, ist bei der Wahl der Sendezeit dem Wohl jüngerer 
Kinder Rechnung zu tragen. Filme, die nach dem Gesetz zum Schutz der Jugend in der 
Öffentlichkeit für Jugendliche unter 16 Jahren nicht freigegeben sind, dürfen nur zwischen 
22.00 Uhr und 6.00 Uhr und Filme, die für Jugendliche unter 18 Jahren nicht freigegeben 
sind, nur zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr verbreitet werden.

(3) Sendungen, die ganz oder im wesentlichen mit Schriften inhaltsgleich sind, die in der 
Liste nach § 1 des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften 
aufgenommen sind, sind nur in der Zeit zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr und nur dann 
zulässig, wenn die mögliche sittliche Gefährdung von Kindern oder Jugendlichen unter 
Berücksichtigung aller Umstände nicht als schwer angesehen werden kann. Die Gründe, 
die zu einer entsprechenden Bewertung geführt haben, sind vor der Ausstrahlung 
schriftlich niederzulegen und auf Anforderung der nach Landesrecht für private 
Veranstalter zuständigen Stelle (Landesmedienanstalt), bei den in der Arbeitsgemeinschaft 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD) 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und beim Zweiten Deutschen 
Fernsehen (ZDF) dem zuständigen Organ, zu übermitteln.
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(4) Für Sendungen, die nach den Absätzen 2 oder 3 Sendezeitbeschränkungen 
unterliegen, dürfen Programmankündigungen mit Bewegtbildern nur zu diesen Zeiten 
ausgestrahlt werden.

(5) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF 
sowie die Landesmedienanstalten können jeweils in Richtlinien oder für den Einzelfall 
Ausnahmen von den Zeitgrenzen nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 gestatten und 
von der Bewertung nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 abweichen; dies gilt im Falle 
von Absatz 2 Satz 3 vor allem für Filme, deren Bewertung länger als 15 Jahre zurückliegt. 
Sie können in Richtlinien oder für den Einzelfall auch für Filme, auf die das Gesetz zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit keine Anwendung findet oder die nach diesem 
Gesetz für Jugendliche unter 16 Jahren freigegeben sind, zeitliche Beschränkungen 
vorsehen, um den Besonderheiten der Ausstrahlung von Filmen im Fernsehen, vor allem 
bei Fernsehserien, gerecht zu werden.

(6) Gutachten freiwilliger Selbstkontrolleinrichtungen zu Programmfragen, insbesondere zu 
Fragen des Jugendschutzes, sind von den Landesmedienanstalten bei ihren 
Entscheidungen einzubeziehen.

(7) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und die 
Landesmedienanstalten setzen sich beim Erlaß ihrer Richtlinien nach Absatz 5 gegenseitig 
ins Benehmen. Sie stellen einen gemeinsamen Erfahrungsaustausch in der Anwendung 
dieser Richtlinien sicher.

§ 3 a 
Jugendschutzbeauftragte

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und alle 
Veranstalter bundesweit verbreiteter Fernsehprogramme berufen jeweils einen 
Beauftragten für den Jugendschutz. Der Beauftragte für den Jugendschutz muß die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde besitzen. Er ist bei Anwendung seiner 
Fachkunde auf dem Gebiet des Jugendschutzes weisungsfrei. Er hat die Aufgabe, den 
Intendanten oder die sonstigen Programmverantwortlichen in allen Fragen des 
Jugendschutzes zu beraten. Er ist insbesondere bei Fragen des Programmeinkaufs, der 
Programmherstellung, der Programmplanung und Programmgestaltung angemessen zu 
beteiligen. Die Beauftragten für den Jugendschutz treten in einen regelmäßigen 
gemeinsamen Erfahrungsaustausch ein.
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§ 4 
Kurzberichterstattung

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurzberichterstattung über Veranstaltungen und 
Ereignisse, die öffentlich zugänglich und von allgemeinem Informationsinteresse sind, 
steht jedem in Europa zugelassenen Fernsehveranstalter zu eigenen Sendezwecken zu. 
Dieses Recht schließt die Befugnis zum Zugang, zur kurzzeitigen Direktübertragung, zur 
Aufzeichnung, zu deren Auswertung zu einem einzigen Beitrag und zur Weitergabe unter 
den Voraussetzungen der Absätze 2 bis 11 ein.

(2) Anderweitige gesetzliche Bestimmungen, insbesondere solche des Urheberrechts und 
des Persönlichkeitsschutzes bleiben unberührt.

(3) Auf die Kirchen und auf andere Religionsgemeinschaften sowie deren Einrichtungen 
mit entsprechender Aufgabenstellung findet Absatz 1 keine Anwendung.

(4) Die unentgeltliche Kurzberichterstattung ist auf eine dem Anlaß entsprechende 
nachrichtenmäßige Kurzberichterstattung beschränkt. Die zulässige Dauer bemißt sich 
nach der Länge der Zeit, die notwendig ist, um den nachrichtenmäßigen 
Informationsgehalt der Veranstaltung oder des Ereignisses zu vermitteln. Bei kurzfristig 
und regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen vergleichbarer Art beträgt die 
Obergrenze der Dauer in der Regel eineinhalb Minuten. Werden Kurzberichte über 
Veranstaltungen vergleichbarer Art zusammengefaßt, muß auch in dieser 
Zusammenfassung der nachrichtenmäßige Charakter gewahrt bleiben.

(5) Das Recht auf Kurzberichterstattung muß so ausgeübt werden, daß vermeidbare 
Störungen der Veranstaltung oder des Ereignisses unterbleiben. Der Veranstalter kann die 
Übertragung oder die Aufzeichnung einschränken oder ausschließen, wenn anzunehmen 
ist, daß sonst die Durchführung der Veranstaltung in Frage gestellt oder das sittliche 
Empfinden der Veranstaltungsteilnehmer gröblich verletzt würden. Das Recht auf 
Kurzberichterstattung ist ausgeschlossen, wenn Gründe der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung entgegenstehen und diese das öffentliche Interesse an der Information 
überwiegen. Unberührt bleibt im übrigen das Recht des Veranstalters, die Übertragung 
oder die Aufzeichnung der Veranstaltung insgesamt auszuschließen.

(6) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung kann der Veranstalter das 
allgemein vorgesehene Eintrittsgeld verlangen; im übrigen ist ihm Ersatz seiner 
notwendigen Aufwendungen zu leisten, die durch die Ausübung des Rechts entstehen.

(7) Die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung setzt eine Anmeldung des 
Fernsehveranstalters bis spätestens zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung beim 
Veranstalter voraus. Dieser hat spätestens fünf Tage vor dem Beginn der Veranstaltung 
den anmeldenden Fernsehveranstaltern mitzuteilen, ob genügend räumliche und 
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technische Möglichkeiten für eine Übertragung oder Aufzeichnung bestehen. Bei 
kurzfristigen Veranstaltungen und bei Ereignissen haben die Anmeldungen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu erfolgen.

(8) Reichen die räumlichen und technischen Gegebenheiten für eine Berücksichtigung 
aller Anmeldungen nicht aus, haben zunächst die Fernsehveranstalter Vorrang, die 
vertragliche Vereinbarungen mit dem Veranstalter oder dem Träger des Ereignisses 
geschlossen haben. Darüber hinaus steht dem Veranstalter oder dem Träger des 
Ereignisses ein Auswahlrecht zu. Dabei sind zunächst solche Fernsehveranstalter zu 
berücksichtigen, die eine umfassende Versorgung des Landes sicherstellen, in dem die 
Veranstaltung oder das Ereignis stattfindet.

(9) Fernsehveranstalter, die die unentgeltliche Kurzberichterstattung wahrnehmen, sind 
verpflichtet, das Signal und die Aufzeichnung unmittelbar denjenigen Fernsehveranstaltern 
gegen Ersatz der angemessenen Aufwendungen zur Verfügung zu stellen, die nicht 
zugelassen werden konnten.

(10) Trifft der Veranstalter oder der Träger eines Ereignisses eine vertragliche 
Vereinbarung mit einem Fernsehveranstalter über eine Berichterstattung, hat er dafür 
Sorge zu tragen, daß mindestens ein anderer Fernsehveranstalter eine 
Kurzberichterstattung wahrnehmen kann.

(11) Die für die Kurzberichterstattung nicht verwerteten Teile sind spätestens drei Monate 
nach Beendigung der Veranstaltung oder des Ereignisses zu vernichten; die Vernichtung 
ist dem betreffenden Veranstalter oder Träger des Ereignisses schriftlich mitzuteilen. Die 
Frist wird durch die Ausübung berechtigter Interessen Dritter unterbrochen.

§ 5 
Europäische Produktionen,  

Eigen-, Auftrags- und Gemeinschaftsproduktionen

(1) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachigen und europäischen Raum und zur 
Förderung von europäischen Film- und Fernsehproduktionen sollen die 
Fernsehveranstalter den Hauptteil ihrer insgesamt für Spielfilme, Fernsehspiele, Serien, 
Dokumentarsendungen und vergleichbare Produktionen vorgesehenen Sendezeit 
europäischen Werken entsprechend dem europäischen Recht vorbehalten.

(2) Fernsehvollprogramme sollen einen wesentlichen Anteil an Eigenproduktionen sowie 
Auftrags- und Gemeinschaftsproduktionen aus dem deutschsprachigen und europäischen 
Raum enthalten. Das gleiche gilt für Fernsehspartenprogramme, soweit dies nach ihren 
inhaltlichen Schwerpunkten möglich ist.
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§ 6 
Werbeinhalte, Kennzeichnung

(1) Werbung darf nicht irreführen, den Interessen der Verbraucher nicht schaden und nicht 
Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder Sicherheit der Verbraucher sowie den 
Schutz der Umwelt gefährden. Werbung, die sich auch an Kinder oder Jugendliche richtet 
oder bei der Kinder oder Jugendliche eingesetzt werden, darf nicht ihren Interessen 
schaden oder ihre Unerfahrenheit ausnutzen.

(2) Werbung oder Werbetreibende dürfen das übrige Programm inhaltlich und redaktionell 
nicht beeinflussen.

(3) Werbung muß als solche klar erkennbar sein. Sie muß im Fernsehen durch optische 
und im Hörfunk durch akustische Mittel eindeutig von anderen Programmteilen getrennt 
sein. In der Werbung dürfen keine unterschwelligen Techniken eingesetzt werden.

(4) Dauerwerbesendungen sind zulässig, wenn der Werbecharakter erkennbar im 
Vordergrund steht und die Werbung einen wesentlichen Bestandteil der Sendung darstellt. 
Sie müssen zu Beginn als Dauerwerbesendung angekündigt und während ihres gesamten 
Verlaufs als solche gekennzeichnet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten für Werbeformen im 
Sinne von § 27 Abs. 3 entsprechend.

(5) Schleichwerbung ist unzulässig. Schleichwerbung ist die Erwähnung oder Darstellung 
von Waren, Dienstleistungen, Namen, Marken oder Tätigkeiten eines Herstellers von 
Waren oder eines Erbringers von Dienstleistungen in Programmen, wenn sie zu 
Werbezwecken vorgesehen ist und die Allgemeinheit hinsichtlich des eigentlichen Zwecks 
dieser Erwähnung oder Darstellung irreführen kann. Eine Erwähnung oder Darstellung gilt 
insbesondere dann als zu Werbezwecken vorgesehen, wenn sie gegen Entgelt oder eine 
sonstige Gegenleistung erfolgt.

(6) In der Fernsehwerbung dürfen keine Personen auftreten, die regelmäßig 
Nachrichtensendungen oder Sendungen zum politischen Zeitgeschehen vorstellen.

(7) Werbung politischer, weltanschaulicher oder religiöser Art ist unzulässig. § 24 bleibt 
unberührt.

§ 7 
Sponsoring

(1) Sponsoring ist der Beitrag einer natürlichen oder juristischen Person oder einer 
Personenvereinigung, die an Rundfunktätigkeiten oder an der Produktion audiovisueller 
Werke nicht beteiligt ist, zur direkten oder indirekten Finanzierung einer Sendung, um den 

au
ße

r K
ra

ft



Seite 10 von 30

Namen, die Marke, das Erscheinungsbild der Person, ihre Tätigkeit oder ihre Leistungen 
zu fördern.

(2) Bei Sendungen, die ganz oder teilweise gesponsert werden, muß zu Beginn und am 
Ende auf die Finanzierung durch den Sponsor in vertretbarer Kürze deutlich hingewiesen 
werden; der Hinweis ist in diesem Rahmen auch durch Bewegtbild möglich. Neben oder 
an Stelle des Namens des Sponsors kann auch dessen Firmenemblem oder eine Marke 
eingeblendet werden.

(3) Inhalt und Programmplatz einer gesponserten Sendung dürfen vom Sponsor nicht in 
der Weise beeinflußt werden, daß die Verantwortung und die redaktionelle Unabhängigkeit 
des Rundfunkveranstalters beeinträchtigt werden.

(4) Gesponserte Sendungen dürfen nicht zum Verkauf, zum Kauf oder zur Miete oder 
Pacht von Erzeugnissen oder Dienstleistungen des Sponsors oder eines Dritten, vor allem 
durch entsprechende besondere Hinweise, anregen.

(5) Wer nach diesem Staatsvertrag oder nach anderen gesetzlichen Bestimmungen nicht 
werben darf oder wer überwiegend Produkte herstellt oder verkauft oder wer 
Dienstleistungen erbringt, für die Werbung nach diesem Staatsvertrag oder nach anderen 
gesetzlichen Bestimmungen verboten ist, darf Sendungen nicht sponsern.

(6) Nachrichtensendungen und Sendungen zum politischen Zeitgeschehen dürfen nicht 
gesponsert werden.

§ 8 
Informationspflicht, zuständige Behörden

(1) Die Rundfunkanstalten des Landesrechts sind verpflichtet, der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde gemäß Artikel 6 Abs. 2 des Europäischen Übereinkommens über 
das grenzüberschreitende Fernsehen die dort aufgeführten Informationen auf Verlangen 
zur Verfügung zu stellen. Gleiches gilt für private Fernsehveranstalter, die auf Verlangen 
die Informationen der Landesmedienanstalt des Landes zur Verfügung zu stellen haben, in 
dem die Zulassung erteilt wurde. Diese leitet die Informationen an ihre 
rechtsaufsichtsführende Behörde weiter.

(2) Die Ministerpräsidenten der Länder bestimmen durch Beschluß eine oder mehrere der 
in Absatz 1 genannten Behörden, welche die Aufgaben nach Artikel 19 Abs. 2 und 3 des 
Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen wahrnehmen. 
Diesen Behörden sind zur Durchführung ihrer Aufgaben alle erforderlichen Informationen 
durch die zuständigen Behörden der einzelnen Länder zu übermitteln.
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(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend soweit rechtsverbindliche Berichtspflichten der 
Länder zum Rundfunk gegenüber zwischenstaatlichen Einrichtungen oder internationalen 
Organisationen bestehen.

§ 9 
Meinungsumfragen

Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die von Rundfunkveranstaltern durchgeführt 
werden, ist ausdrücklich anzugeben, ob sie repräsentativ sind.

 

II. Abschnitt  
Vorschriften für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk

§ 10 
Funktionsgerechte Finanzausstattung,  

Grundsatz des Finanzausgleichs

(1) Die Finanzausstattung hat den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in die Lage zu 
versetzen, seine verfassungsmäßigen und gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen; sie hat 
insbesondere den Bestand und die Entwicklung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu 
gewährleisten.

(2) Der Finanzausgleich unter den Landesrundfunkanstalten ist Bestandteil des 
Finanzierungssystems der ARD; er stellt insbesondere eine funktionsgerechte 
Aufgabenerfüllung der Anstalten Saarländischer Rundfunk, Radio Bremen und Sender 
Freies Berlin sicher. Der Umfang der Finanzausgleichsmasse und ihre Anpassung an die 
Rundfunkgebühr bestimmen sich nach dem Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag.

§ 11 
Finanzierung

(1) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk finanziert sich durch Rundfunkgebühren, Einnahmen 
aus Rundfunkwerbung und sonstigen Einnahmen; vorrangige Finanzierungsquelle ist die 
Rundfunkgebühr.

(2) Das Bereithalten eines Rundfunkempfangsgeräts begründet auch künftig die 
Rundfunkgebührenpflicht.

§ 12 
Ermittlung des Finanzbedarfs

(1) Der Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird regelmäßig entsprechend 
den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geprüft und mindestens alle zwei 
Jahre festgestellt.
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(2) Bei der Ermittlung des Finanzbedarfs sind insbesondere zugrunde zu legen

die wettbewerbsfähige Fortführung der bestehenden Hörfunk- und 
Fernsehprogramme, die durch Staatsvertrag aller Länder zugelassenen 
Fernsehprogramme sowie die nach Landesgesetz jeweils zulässigen neuen 
Hörfunkprogramme,

die Teilhabe an den neuen rundfunktechnischen Möglichkeiten,

die allgemeine Kostenentwicklung und die besondere Kostenentwicklung im 
Medienbereich,

die Entwicklung der Werbeeinnahmen und der sonstigen Einnahmen.

(3) Unter Berücksichtigung des bisherigen Verfahrens soll bei der Ermittlung des 
Finanzbedarfs ein hoher Grad der Objektivierbarkeit erreicht werden.

(4) Über eine Anpassung der Rundfunkgebühr wird jeweils anschließend an die 
Feststellung des Finanzbedarfs entschieden. § 16 bleibt unberührt.

§ 13 
Einfügung der Werbung

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie Sendungen für Kinder dürfen nicht durch 
Werbung unterbrochen werden.

(2) Fernsehwerbung ist in Blöcken und zwischen einzelnen Sendungen einzufügen; sie 
kann unter den in den Absätzen 3 und 4 genannten Voraussetzungen auch in Sendungen 
eingefügt werden, sofern der gesamte Zusammenhang und der Charakter der Sendung 
nicht beeinträchtigt werden.

(3) Fernsehsendungen von mehr als 45 Minuten Dauer dürfen einmal 
Werbeeinschaltungen enthalten; dies gilt auch bei Unterteilungen der Sendungen. Bei der 
Übertragung von Ereignissen und Darbietungen, die Pausen enthalten, darf Werbung nur 
zwischen den eigenständigen Teilen oder in den Pausen eingefügt werden.

(4) Bei der Übertragung von Sportereignissen, die Pausen enthalten, darf Werbung 
abweichend von Absatz 3 Satz 1, jedoch nur in den Pausen, ausgestrahlt werden.

(5) Richtet sich die Werbung in einem Fernsehprogramm eigens und häufig an Zuschauer 
eines anderen Staates, der das Europäische Übereinkommens über das 
grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert hat und nicht Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft ist, so dürfen die für die Fernsehwerbung dort geltenden Vorschriften nicht 
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umgangen werden. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften dieses Staatsvertrages über die 
Werbung strenger sind als jene Vorschriften, die in dem betreffenden Staat gelten, ferner 
nicht, wenn mit dem betroffenen Staat Übereinkünfte auf diesem Gebiet geschlossen 
wurden.

§ 14 
Richtlinien

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF erlassen 
Richtlinien zur Durchführung der §§ 6, 7 und 13.

§ 15 
Dauer der Werbung

(1) Die Gesamtdauer der Werbung beträgt im Ersten Fernsehprogramm der ARD und im 
Programm "Zweites Deutsches Fernsehen" jeweils höchstens 20 Minuten werktäglich im 
Jahresdurchschnitt. Nicht vollständig genutzte Werbezeit darf höchstens bis zu 5 Minuten 
werktäglich nachgeholt werden. Nach 20.00 Uhr sowie an Sonntagen und im ganzen 
Bundesgebiet anerkannten Feiertagen dürfen Werbesendungen nicht ausgestrahlt 
werden. § 16 bleibt unberührt.

(2) In weiteren bundesweit verbreiteten Fernsehprogrammen von ARD und ZDF sowie in 
den Dritten Fernsehprogrammen findet Werbung nicht statt. § 18 Abs. 4 bleibt unberührt.

(3) Im Fernsehen darf die Dauer der Spotwerbung innerhalb eines Zeitraums von einer 
Stunde 20 vom Hundert nicht überschreiten.

(4) Die Länder sind berechtigt, den Landesrundfunkanstalten bis zu 90 Minuten 
werktäglich im Jahresdurchschnitt Werbung im Hörfunk einzuräumen; ein am 1. Januar 
1987 in den Ländern abweichender zeitlicher Umfang der Werbung und ihre tageszeitliche 
Begrenzung kann beibehalten werden.

§ 16 
Änderung der Werbung

Die Länder können Änderungen der Gesamtdauer der Werbung, der tageszeitlichen 
Begrenzung der Werbung und ihrer Beschränkung auf Werktage im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk vereinbaren.

§ 17 
Ausschluß von Fernseheinkauf

Werbesendungen in Form von direkten Angeboten an die Öffentlichkeit für den Verkauf, 
den Kauf oder die Miete oder Pacht von Erzeugnissen oder die Erbringungen von 
Dienstleistungen (Fernseheinkauf) finden im öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht statt.
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§ 18 
Satellitenfernsehprogramme für ARD und ZDF

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten können über 
Satelliten gemeinsam ein zusätzliches Fernsehprogramm mit kulturellem Schwerpunkt 
veranstalten; dabei können neben dem ZDF ausländische Veranstalter, vor allem aus den 
europäischen Ländern, beteiligt werden. Die zusätzliche Verbreitung über andere 
Übertragungswege richtet sich nach Landesrecht.

(2) Das ZDF kann über Satelliten ein zusätzliches Fernsehprogramm mit kulturellem 
Schwerpunkt veranstalten; dabei können neben den in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten ausländische Veranstalter, vor allem aus den europäischen 
Ländern, beteiligt werden. Die zusätzliche Verbreitung über andere Übertragungswege 
richtet sich nach Landesrecht.

(3) Weitere bundesweit verbreitete gemeinsame Fernsehprogramme der in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und des ZDF sind nur auf Grundlage 
besonderer staatsvertraglicher Vereinbarungen aller Länder zulässig.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF 
können, auch gemeinsam, im Rahmen ihres Programmauftrags zusammen mit 
ausländischen Rundfunkveranstaltern oder Unternehmen international verbreitete 
Programme veranstalten oder sich an einem Veranstalter solcher Programme beteiligen, 
wenn

diese Programme bundesweit empfangbar sind und keine ausschließlich auf die 
Bundesrepublik Deutschland abzielende Werbung enthalten,

die Beteiligung von ARD und ZDF zusammen am Programm oder am Programm und 
am Kapital des jeweiligen Rundfunkveranstalters 50 vom Hundert nicht übersteigt.

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF 
beteiligen sich am Europäischen Fernsehkulturkanal. Eine Beteiligung an weiteren 
Programmen nach Satz 1 ist nur auf der Grundlage einer Vereinbarung der 
Ministerpräsidenten zulässig.

(5) Soweit dieser Staatsvertrag nichts anderes bestimmt, finden auf die Programme nach 
den Absätzen 1, 2 und 4 der in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und des ZDF die für diese Anstalten geltenden Vorschriften 
entsprechend Anwendung.
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III. Abschnitt  
Vorschriften für den privaten Rundfunk

§ 19 
Zulassung

(1) Private Veranstalter bedürfen zur Veranstaltung von Rundfunk einer Zulassung nach 
Landesrecht. In der Zulassung für Veranstalter bundesweit verbreiteter Programme ist die 
Programmkategorie nach § 2 Abs. 2 festzulegen.

(2) Das Landesrecht kann ein vereinfachtes Zulassungsverfahren vorsehen, wenn 
Sendungen

im örtlichen Bereich einer öffentlichen Veranstaltung und im zeitlichen 
Zusammenhang damit veranstaltet und verbreitet werden oder

für Einrichtungen angeboten werden, wenn diese für gleiche Zwecke genutzt und die 
Sendungen nur dort empfangen werden können und im funktionellen Zusammenhang 
mit den in diesen Einrichtungen zu erfüllenden Aufgaben stehen.

In Sendungen nach Satz 1 Nr. 2 ist Werbung unzulässig. Unberührt bleiben 
landesrechtliche Bestimmungen, nach denen Sendungen für eine beschränkte Anzahl von 
Wohneinheiten oder Sendungen in Einrichtungen, die sich auf ein Gebäude oder einen 
zusammengehörenden Gebäudekomplex beschränken, keiner Zulassung bedürfen.

§ 20 
Meinungsvielfalt, regionale Fenster

(1) Im privaten Rundfunk ist inhaltlich die Vielfalt der Meinungen im wesentlichen zum 
Ausdruck zu bringen. Die bedeutsamen politischen, weltanschaulichen und 
gesellschaftlichen Kräfte und Gruppen müssen in den Vollprogrammen angemessen zu 
Wort kommen; Auffassungen von Minderheiten sind zu berücksichtigen. Die Möglichkeit, 
Spartenprogramme anzubieten, bleibt hiervon unberührt.

(2) Solange nicht mindestens drei in der Bundesrepublik Deutschland veranstaltete private 
Fernsehvollprogramme von verschiedenen Veranstaltern bundesweit verbreitet werden, 
die jeweils von mehr als der Hälfte der Teilnehmer empfangen werden können, ist jedes 
der Programme zur Meinungsvielfalt nach Absatz 1 verpflichtet. Können mindestens drei 
derartige Fernsehvollprogramme entsprechend Satz 1 empfangen werden, achten die 
Landesmedienanstalten gemeinsam darauf, daß das Gesamtangebot dieser Programme 
den Anforderungen an die Meinungsvielfalt entspricht.
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(3) Stellen die Landesmedienanstalten mit einer Mehrheit von drei Vierteln fest, daß die 
Anforderungen an die Meinungsvielfalt durch das Gesamtangebot der 
Hörfunkvollprogramme oder Fernsehvollprogramme nicht erfüllt sind, ist jedes dieser 
Programme zur Meinungsvielfalt nach Absatz 1 verpflichtet.

(4) Ein einzelnes Programm darf die Bildung der öffentlichen Meinung nicht in hohem 
Maße ungleichgewichtig beeinflussen.

(5) Im Rahmen des Zulassungsverfahrens soll die Landesmedienanstalt darauf hinwirken, 
daß an dem Veranstalter auch Interessenten mit kulturellen Programmbeiträgen beteiligt 
werden. Ein Rechtsanspruch auf Beteiligung besteht nicht.

(6) In bundesweit verbreiteten Fernsehvollprogrammen sollen bei terrestrischer 
Verbreitung nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts Fensterprogramme 
aufgenommen werden. Mit der Organisation der Fensterprogramme ist zugleich deren 
Finanzierung durch die Veranstalter sicherzustellen. Die Landesmedienanstalten stimmen 
die Organisation der Fensterprogramme in zeitlicher und technischer Hinsicht unter 
Berücksichtigung der Interessen der betroffenen Veranstalter ab.

§ 21 
Sicherung der Meinungsvielfalt

(1) Ein Veranstalter darf in der Bundesrepublik Deutschland bundesweit im Hörfunk und im 
Fernsehen jeweils bis zu zwei Programme verbreiten, darunter jeweils nur ein 
Vollprogramm oder ein Spartenprogramm mit Schwerpunkt Information. Bei der 
Bestimmung der zulässigen Programmzahl sind auch anderweitige deutschsprachige 
Programme des Veranstalters einzubeziehen, die bundesweit empfangbar sind. Einem 
Veranstalter ist zuzurechnen, wer zu ihm oder zu einem an ihm Beteiligten im Verhältnis 
eines verbundenen Unternehmens im Sinne des Absatzes 5 steht oder sonst auf seine 
Programmgestaltung allein oder gemeinsam mit anderen vergleichbar einwirken kann oder 
wer unter einem entsprechenden Einfluß dieses Veranstalters oder eines an diesem 
Veranstalter Beteiligten steht. Als vergleichbarer Einfluß gilt auch, wenn ein Veranstalter 
oder eine ihm bereits aus anderen Gründen nach Satz 3 zurechenbare Person

regelmäßig einen wesentlichen Teil der Sendezeit eines anderen Veranstalters mit 
von ihm zugelieferten Programmteilen gestaltet oder

aufgrund vertraglicher Vereinbarungen, satzungsrechtlicher Bestimmungen oder in 
sonstiger Weise eine Stellung innehat, die wesentliche Entscheidungen eines 
anderen Veranstalters über die Programmgestaltung, den Programmeinkauf oder die 
Programmproduktion von seiner Zustimmung abhängig macht.
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(2) Die Zulassung für ein bundesweit verbreitetes Fernsehvollprogramm oder für ein 
bundesweit verbreitetes Fernsehspartenprogramm mit dem Schwerpunkt Information darf 
nur an einen Veranstalter erteilt werden, an dem keiner der Beteiligten 50 vom Hundert 
oder mehr der Kapital- oder Stimmrechtsanteile innehat oder sonst einen vergleichbaren 
vorherrschenden Einfluß ausübt.

(3) Wer am Veranstalter eines bundesweit verbreiteten Fernsehvollprogramms oder am 
Veranstalter eines bundesweit verbreiteten Fernsehspartenprogramms mit Schwerpunkt 
Information mit 25 und mehr, aber weniger als 50 vom Hundert der Kapital- oder 
Stimmrechtsanteile beteiligt ist oder sonst maßgeblich, auch in den Formen des Absatzes 
1 Satz 4, Einfluß nehmen kann, darf nur an zwei weiteren Veranstaltern entsprechender 
Programme und nur mit weniger als 25 vom Hundert der Kapital- oder Stimmrechtsanteile 
beteiligt sein oder auf diese Veranstalter nicht in sonstiger Weise maßgeblich, auch nicht 
in den Formen des Absatzes 1 Satz 4, Einfluß ausüben.

(4) Geplante Veränderungen der Beteiligungsverhältnisse und der sonstigen Einflüsse im 
Sinne der Absätze 1 bis 3 sind bei der zuständigen Landesmedienanstalt vor ihrem 
Vollzug anzumelden. Anmeldepflichtig sind der Veranstalter und die an dem Veranstalter 
unmittelbar oder mittelbar Beteiligten. Die Veränderungen dürfen nur dann von der 
zuständigen Landesmedienanstalt als unbedenklich bestätigt werden, wenn unter den 
veränderten Voraussetzungen dem Veranstalter eine Zulassung erteilt werden könnte. 
Wird eine geplante Veränderung vollzogen, die nicht nach Satz 3 als unbedenklich 
bestätigt werden kann, richtet sich der Widerruf der Zulassung nach Landesrecht.

(5) Stellen die Absätze 1 bis 4 auf die Beteiligung an einem Veranstalter oder auf die 
Beteiligung eines Veranstalters ab und ist der Veranstalter oder der Beteiligte ein 
abhängiges oder herrschendes Unternehmen oder ein Konzernunternehmen im Sinne des 
§ 15 Aktiengesetz, so sind die so verbundenen Unternehmen als ein einheitliches 
Unternehmen anzusehen und deren Anteile am Kapital oder an den Stimmrechten eines 
Veranstalters zusammenzufassen. Wirken mehrere Unternehmen aufgrund einer 
Vereinbarung oder in sonstiger Weise derart zusammen, daß sie gemeinsam einen 
beherrschenden Einfluß auf ein beteiligtes Unternehmen ausüben können, so gilt jedes 
von ihnen als herrschendes Unternehmen.

(6) Die Landesmedienanstalten veröffentlichen gemeinsam regelmäßig, spätestens alle 
drei Jahre, einen von einem unabhängigen Institut zu erstellenden Bericht über die 
Entwicklung der Meinungsvielfalt und der Konzentration im privaten Rundfunk unter 
Berücksichtigung von

Verflechtungen zwischen Hörfunk und Fernsehen sowie zwischen Rundfunk und 
Presse,
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horizontalen Verflechtungen zwischen Rundfunkveranstaltern in verschiedenen 
Verbreitungsgebieten und

internationalen Verflechtungen im Medienbereich.

Der Bericht soll auch zur Anwendung der §§ 20 bis 22 und zu erforderlichen änderungen 
dieser Bestimmungen sowie zu erforderlichen Regelungen zur Verhinderung multimedialer 
Meinungsmacht Stellung nehmen. Für den Bericht stellen die Landesmedienanstalten dem 
beauftragten Institut Informationen über die nach Satz 1 bedeutsamen Sachverhalte zur 
Verfügung.

§ 22 
Anwendungsbereich der Vorschriften über die Meinungsvielfalt

(1) Die §§ 20 und 21 Abs. 1 bis 5 gelten für den bundesweit verbreiteten privaten 
Rundfunk. Bestimmungen des Landes, in dem die Zulassung nach § 19 erteilt wird, mit 
weitergehenden Anforderungen an die Sicherung der Meinungsvielfalt bleiben unberührt.

(2) § 21 Abs. 2 findet auf beim Inkrafttreten dieses Staatsvertrages zugelassene 
Veranstalter bis zum 31. Dezember 1992 keine Anwendung.

§ 23 
Programmgrundsätze

(1) Für die Rundfunkprogramme gilt die verfassungsmäßige Ordnung. Die 
Rundfunkprogramme haben die Würde des Menschen sowie die sittlichen, religiösen und 
weltanschaulichen Überzeugungen anderer zu achten. Sie sollen die 
Zusammengehörigkeit im vereinten Deutschland und die internationale Verständigung 
fördern. Die Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die gesetzlichen Bestimmungen 
zum Schutz der persönlichen Ehre sind einzuhalten.

(2) Die Rundfunkvollprogramme sollen zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachigen 
und europäischen Raum mit einem angemessenen Anteil an Information, Kultur und 
Bildung beitragen; die Möglichkeit, Spartenprogramme anzubieten, bleibt hiervon 
unberührt.

(3) Berichterstattung und Informationssendungen haben den anerkannten journalistischen 
Grundsätzen zu entsprechen. Sie müssen unabhängig und sachlich sein. Nachrichten sind 
vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und 
Herkunft zu prüfen. Kommentare sind von der Berichterstattung deutlich zu trennen und 
unter Nennung des Verfassers als solche zu kennzeichnen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nur für bundesweit verbreiteten Rundfunk.
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§ 24 
Sendezeit für Dritte

(1) Den Evangelischen Kirchen, der Katholischen Kirche und den Jüdischen Gemeinden 
sind auf Wunsch angemessene Sendezeiten zur Übertragung religiöser Sendungen 
einzuräumen; die Veranstalter können die Erstattung ihrer Selbstkosten verlangen.

(2) Parteien ist während ihrer Beteiligung an den Wahlen zum Deutschen Bundestag 
gegen Erstattung der Selbstkosten angemessene Sendezeit einzuräumen, wenn 
mindestens eine Landesliste für sie zugelassen wurde. Ferner haben Parteien und 
sonstige politische Vereinigungen während ihrer Beteiligung an den Wahlen der 
Abgeordneten aus der Bundesrepublik Deutschland für das Europäische Parlament gegen 
Erstattung der Selbstkosten Anspruch auf angemessene Sendezeit, wenn mindestens ein 
Wahlvorschlag für sie zugelassen wurde.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur für bundesweit verbreiteten privaten Rundfunk.

§ 25 
Finanzierung

Private Veranstalter können ihre Rundfunkprogramme durch Einnahmen aus Werbung, 
durch sonstige Einnahmen, insbesondere durch Entgelte der Teilnehmer (Abonnements 
oder Einzelentgelte), sowie aus eigenen Mitteln finanzieren. Eine Finanzierung privater 
Veranstalter aus der Rundfunkgebühr ist unzulässig. § 29 bleibt unberührt.

§ 26 
Einfügung der Werbung

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie Sendungen für Kinder dürfen nicht durch 
Werbung unterbrochen werden.

(2) Fernsehwerbung ist in Blöcken und zwischen einzelnen Sendungen einzufügen; sie 
kann unter den in den Absätzen 3 bis 5 genannten Voraussetzungen auch in Sendungen 
eingefügt werden, sofern der gesamte Zusammenhang und der Charakter der Sendung 
nicht beeinträchtigt werden.

(3) In Fernsehsendungen, die aus eigenständigen Teilen bestehen, oder in 
Sportsendungen und Übertragungen ähnlich gegliederter Ereignisse und Darbietungen, 
die Pausen enthalten, darf Werbung nur zwischen den eigenständigen Teilen oder in den 
Pausen eingefügt werden. Bei anderen Sendungen muß der Abstand zwischen zwei 
aufeinanderfolgenden Unterbrechungen innerhalb der Sendung mindestens 20 Minuten 
betragen. Die Absätze 4 und 5 bleiben unberührt.
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(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 2 dürfen Werke wie Kinospielfilme und Fernsehfilme mit 
Ausnahme von Serien, Reihen, leichten Unterhaltungssendungen und 
Dokumentarsendungen, sofern sie länger als 45 Minuten dauern, nur einmal je 
vollständigem 45-Minutenzeitraum unterbrochen werden. Eine weitere Unterbrechung ist 
zulässig, wenn diese Sendungen mindestens 20 Minuten länger dauern als zwei oder 
mehr vollständige 45-Minutenzeiträume.

(5) Im Fernsehen dürfen Nachrichtensendungen, Sendungen zum politischen 
Zeitgeschehen, Dokumentarsendungen und Sendungen religiösen Inhalts nicht durch 
Werbung unterbrochen werden, wenn sie kürzer als 30 Minuten sind. Bei einer Länge von 
30 Minuten oder mehr gelten die Bestimmungen der Absätze 2 und 3.

(6) Richtet sich die Werbung in einem Fernsehprogramm eigens und häufig an Zuschauer 
eines anderen Staates, der das Europäische Übereinkommens über das 
grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert hat und nicht Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft ist, so dürfen die für die Fernsehwerbung dort geltenden Vorschriften nicht 
umgangen werden. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften dieses Staatsvertrages über die 
Werbung strenger sind als jene Vorschriften, die in dem betreffenden Staat gelten, ferner 
nicht, wenn mit dem betroffenen Staat Übereinkünfte auf diesem Gebiet geschlossen 
wurden.

§ 27 
Dauer der Werbung

(1) Die Dauer der Werbung darf insgesamt 20 vom Hundert, die der Spotwerbung 15 vom 
Hundert, der täglichen Sendezeit nicht überschreiten.

(2) Innerhalb eines Einstundenzeitraums darf die Dauer der Spotwerbung 20 vom Hundert 
nicht überschreiten.

(3) Werbeformen, wie direkte Angebote an die Öffentlichkeit für den Verkauf, den Kauf 
oder die Miete oder Pacht von Erzeugnissen oder die Erbringung von Dienstleistungen 
dürfen eine Stunde am Tag nicht überschreiten. Rundfunkveranstalter dürfen nicht als 
Vertragspartner oder Vertreter für die Bestellung von Waren und Dienstleistungen tätig 
sein.

§ 28 
Datenschutz

(1) Soweit in den Absätzen 2 bis 6 nichts anderes bestimmt ist, sind die jeweils geltenden 
Vorschriften über den Schutz personenbezogener Daten anzuwenden, auch wenn die 
Daten nicht in Dateien verarbeitet und genutzt werden.
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2.

1.

2.

3.

4.

(2) Personenbezogene Daten über die Inanspruchnahme einzelner Programmangebote 
dürfen nur erhoben, verarbeitet und genutzt werden, soweit und solange dies erforderlich 
ist, um

den Abruf von Programmangeboten zu vermitteln (Verbindungsdaten),

die Abrechnung der Entgelte zu ermöglichen, die der Teilnehmer für die 
Inanspruchnahme der technischen Einrichtungen und Programmangebote zu 
entrichten hat (Abrechnungsdaten).

(3) Die Speicherung der Abrechnungsdaten darf Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt und 
Häufigkeit bestimmter vom einzelnen Teilnehmer in Anspruch genommener 
Programmangebote nicht erkennen lassen, es sei denn, der Teilnehmer beantragt 
schriftlich eine nach einzelnen Programmangeboten aufgeschlüsselte Abrechnung der 
Entgelte.

(4) Die Übermittlung von Abrechnungs- und Verbindungsdaten an Dritte ist nicht zulässig. 
Dies gilt nicht für die Übermittlung von Abrechnungsdaten an den Rundfunkveranstalter 
zum Zwecke der Einziehung einer Forderung, wenn diese Forderung auch nach Mahnung 
nicht beglichen wird.

(5) Abrechnungsdaten sind zu löschen, sobald sie für Zwecke der Abrechnung nicht mehr 
erforderlich sind. Verbindungsdaten sind nach Ende der jeweiligen Verbindung zu löschen.

(6) Wer Abrechnungs- und Verbindungsdaten erhebt, verarbeitet oder nutzt, hat die 
technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um 
sicherzustellen, daß

die Verbindungsdaten unmittelbar nach Ende der Verbindung nach Absatz 5 Satz 2 
gelöscht werden,

die Abrechnungsdaten nach Absatz 5 Satz 1 gelöscht werden,

der Teilnehmer nur durch eine eindeutige und bewußte Handlung Daten übermitteln 
kann,

zu Zwecken der Datensicherung vergebene Codes einen dem Stand der Technik 
entsprechenden Schutz vor unbefugter Verwendung bieten.
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2.

§ 29 
Finanzierung besonderer Aufgaben

(1) Ein zusätzlicher Anteil an der einheitlichen Rundfunkgebühr in Höhe von 2 vom 
Hundert kann für die Finanzierung folgender Aufgaben verwendet werden:

Zulassungs- und Aufsichtsfunktionen der Landesmedienanstalten einschließlich 
hierfür notwendiger planerischer, insbesondere technischer Vorarbeiten,

die Förderung offener Kanäle.

Mittel aus dem Anteil nach Satz 1 können bis zum 31. Dezember 2000 aufgrund 
besonderer Ermächtigung durch den Landesgesetzgeber auch für die Förderung von 
landesrechtlich gebotener technischer Infrastruktur zur terrestrischen Versorgung des 
gesamten Landes und zur Förderung von Projekten für neuartige 
Rundfunkübertragungstechniken verwendet werden. Formen der nichtkommerziellen 
Veranstaltung von lokalem und regionalem Rundfunk können aus dem Anteil nach Satz 1 
aufgrund besonderer Ermächtigung durch den Landesgesetzgeber gefördert werden.

(2) Das Recht des Landesgesetzgebers, der Landesmedienanstalt nur einen Teil des 
Anteils nach Absatz 1 zuzuweisen, bleibt unberührt.

(3) Soweit der Anteil nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommen wird, steht er den 
jeweiligen Landesrundfunkanstalten zu. Eine landesgesetzliche Zweckbestimmung ist 
zulässig.

§ 30 
Aufsicht, Zusammenarbeit

(1) Die zuständige Landesmedienanstalt überprüft bei und nach der Zulassung die 
Einhaltung der für die privaten Veranstalter geltenden Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages. Sie trifft entsprechend den landesrechtlichen Regelungen die jeweiligen 
Entscheidungen.

(2) Die zuständigen Landesmedienanstalten stimmen sich mit dem Ziel einer 
ländereinheitlichen Verfahrensweise hinsichtlich der Anwendung des Absatzes 1 
untereinander ab. Sie sollen zu diesem Zweck, auch zur Vorbereitung von 
Einzelfallentscheidungen, gemeinsame Stellen bilden. Die Landesmedienanstalten sollen 
bei planerischen und technischen Vorarbeiten zusammenarbeiten.

(3) Jede Landesmedienanstalt kann gegenüber der Landesmedienanstalt des Landes, in 
dem die Zulassung erteilt wurde, nach Absatz 1 beanstanden, daß ein bundesweit 
verbreitetes Programm gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages verstößt. Die 
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2.

3.

4.

5.

6.

7.

zuständige Landesmedienanstalt ist verpflichtet, sich mit der Beanstandung zu befassen 
und die beanstandende Landesmedienanstalt von der Überprüfung und von eingeleiteten 
Schritten zu unterrichten.

§ 31 
Gemeinsame Richtlinien

Die Landesmedienanstalten erlassen gemeinsame Richtlinien zur Durchführung der §§ 3, 
6, 7, 26 und 27.

§ 32 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter von bundesweit verbreitetem privaten 
Rundfunk vorsätzlich oder fahrlässig

Sendungen entgegen § 3 Abs. 1 Nr. 1 verbreitet, die wegen Verstoßes gegen § 131 
StGB unzulässig sind,

Sendungen entgegen § 3 Abs. 1 Nr. 2 verbreitet, die wegen Kriegsverherrlichung 
unzulässig sind,

Sendungen entgegen § 3 Abs. 1 Nr. 3 verbreitet, die wegen Verstoßes gegen § 184 
StGB unzulässig sind,

Sendungen entgegen § 3 Abs. 1 Nr. 4 verbreitet, die wegen ihrer offensichtlichen 
Eignung, Kinder oder Jugendliche sittlich schwer zu gefährden, unzulässig sind,

Sendungen entgegen § 3 Abs. 1 Nr. 5 verbreitet, die unzulässig sind, weil sie 
Menschen, die sterben oder schweren körperlichen oder seelischen Leiden 
ausgesetzt sind oder waren, in einer die Menschenwürde verletzenden Weise 
darstellen und ein tatsächliches Geschehen wiedergeben, ohne daß ein 
überwiegendes berechtigtes Interesse gerade an dieser Form der Berichterstattung 
vorliegt,

Sendungen, die geeignet sind, das körperliche, geistige oder seelische Wohl von 
Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchtigen, entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 verbreitet, 
ohne aufgrund der Sendezeit oder auf andere Weise Vorsorge getroffen zu haben, 
daß Kinder oder Jugendliche der betroffenen Altersstufen die Sendungen 
üblicherweise nicht wahrnehmen,
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8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

Sendungen entgegen § 3 Abs. 2 Sätze 2 und 3 oder Abs. 3 Satz 1 verbreitet, in den 
Fällen des § 3 Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 3 Satz 1, ohne daß die nach Landesrecht 
zuständige Stelle dies nach § 3 Abs. 5 gestattet hat,

Sendungen nach § 3 Abs. 3 Satz 1 verbreitet, ohne vor der Ausstrahlung die Gründe, 
die zu einer von Absatz 3 Satz 1 abweichenden Bewertung geführt haben, schriftlich 
niedergelegt zu haben oder

entgegen § 3 Abs. 3 Satz 2 der zuständigen Landesmedienanstalt auf Anforderung 
die Gründe nicht mitteilt, die zu einer von § 3 Abs. 3 Satz 1 abweichenden Bewertung 
geführt haben,

Programmankündigungen mit Bewegtbildern zu Sendungen, die nach § 3 Abs. 2 oder 
3 Sendezeitbeschränkungen unterliegen, entgegen § 3 Abs. 4 außerhalb dieser 
Zeiten ausstrahlt.

Werbung entgegen § 6 Abs. 3 Satz 2 nicht von anderen Programmteilen trennt,

entgegen § 6 Abs. 4 Satz 2 eine Dauerwerbesendung nicht kennzeichnet,

entgegen § 7 Abs. 2 nicht zu Beginn und am Ende der Sponsorsendung auf den 
Sponsor hinweist,

unzulässige Sponsorsendungen entgegen § 7 Abs. 5 und Abs. 6 ausstrahlt,

entgegen § 8 Abs. 1 Satz 2 der Informationspflicht nicht nachkommt,

entgegen § 19 ohne Zulassung Rundfunkprogramme veranstaltet,

entgegen § 21 Abs. 4 Satz 1 es unterläßt, geplante Veränderungen anzumelden; dies 
gilt auch für weitere anmeldepflichtige Personen nach § 21 Abs. 4 Satz 2,

entgegen § 26 Abs. 1 Gottesdienste und Sendungen für Kinder durch Werbung 
unterbricht,

entgegen § 26 Abs. 3 in Fernsehsendungen, die aus eigenständigen Teilen bestehen, 
oder in Sportsendungen und Übertragungen ähnlich gegliederter Ereignisse und 
Darbietungen, die Pausen enthalten, Werbung nicht zwischen den eigenständigen 
Teilen oder in den Pausen einfügt oder
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18.

19.

entgegen den in § 26 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 5 genannten Voraussetzungen 
andere Sendungen durch Werbung unterbricht,

entgegen § 27 Abs. 1 die zulässige Dauer der täglichen Werbezeit überschreitet,

entgegen § 27 Abs. 2 die zulässige Dauer der Spotwerbung innerhalb eines 
Einstundenzeitraums überschreitet oder

entgegen § 27 Abs. 3 Satz 2 als Vertragspartner oder Vertreter für die Bestellung von 
Waren oder Dienstleistungen tätig wird,

über den nach § 28 Abs. 2 zulässigen Rahmen hinaus personenbezogene Daten 
erhebt, verarbeitet oder nutzt,

entgegen § 28 Abs. 4 personenbezogene Daten übermittelt oder

entgegen § 28 Abs. 5 personenbezogene Daten nicht löscht.

Weitere landesrechtliche Bestimmungen über Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 500 000 DM geahndet 
werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Landesmedienanstalt des Landes, in dem die Zulassung 
erteilt wurde. Über die Einleitung eines Verfahrens hat die zuständige Verwaltungsbehörde 
die übrigen Landesmedienanstalten unverzüglich zu unterrichten. Soweit ein Verfahren 
nach dieser Vorschrift in mehreren Ländern eingeleitet wurde, stimmen sich die beteiligten 
Behörden über die Frage ab, welche Behörde das Verfahren fortführt.

(4) Die Landesmedienanstalt des Landes, die einem Veranstalter eines bundesweit 
verbreiteten Rundfunkprogramms die Zulassung erteilt hat, kann bestimmen, daß 
Beanstandungen nach einem Rechtsverstoß gegen Regelungen dieses Staatsvertrages 
sowie rechtskräftige Entscheidungen in einem Ordnungswidrigkeitsverfahren nach Absatz 
1 von dem betroffenen Veranstalter in seinem Rundfunkprogramm verbreitet werden. 
Inhalt und Zeitpunkt der Bekanntgabe sind durch diese Landesmedienanstalt nach 
pflichtgemäßem Ermessen festzulegen. Absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.
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a)

b)

c)

d)

-

-

-

IV. Abschnitt  
Übertragungskapazitäten

§ 33 
Grundsatz

Über die Zuordnung und Nutzung der Übertragungskapazitäten, die zur Verbreitung von 
Rundfunk dienen, entscheiden die Länder nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des 
jeweiligen Landesrechts.

§ 34 
Zuordnung von Satellitenkanälen

(1) Über die Zuordnung von Satellitenkanälen für Rundfunkzwecke entscheiden die 
Länder nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5.

(2) Über die Zuordnung nach Absatz 1 an die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten für die Verbreitung eines gemeinsamen Programms und das 
ZDF sowie über die Zuordnung an Länder entscheiden die Ministerpräsidenten durch 
Beschluß, soweit diese nicht ausdrücklich durch Staatsverträge festgelegt ist.

(3) Für die Zuordnung gelten insbesondere die folgenden Grundsätze:

Zur Verfügung stehende freie Satellitenkanäle sind der ARD, dem ZDF und einer 
hierfür von den Landesmedienanstalten zu bestimmenden Stelle bekanntzumachen.

Reichen die Satellitenkanäle für den angemeldeten Bedarf aus, sind diese 
entsprechend zuzuordnen.

Reichen die Satellitenkanäle für den angemeldeten Bedarf nicht aus, wirken die 
Ministerpräsidenten auf eine Verständigung zwischen den Beteiligten hin; diese sind 
für den privaten Rundfunk die Landesmedienanstalten.

Kommt eine Verständigung zwischen den Beteiligten nicht zustande, entscheiden die 
Ministerpräsidenten nach folgenden Kriterien:

Sicherung der Grundversorgung,

gleichgewichtige Berücksichtigung des privaten Rundfunks,

Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an allen neuen Techniken und 
Programmformen,
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-

-

Vielfalt des Programmangebots und

Zahl der Satellitenkanäle, die bereits einem Land zugeordnet worden sind.

(4) Der Vorsitzende der Ministerpräsidentenkonferenz ordnet den Satellitenkanal gemäß 
dem Einvernehmen aller Ministerpräsidenten nach Absatz 2 zu.

(5) Die Ministerpräsidenten vereinbaren zur Durchführung der Absätze 2 bis 4 
Verfahrensregelungen.

§ 35 
Weiterverbreitung

(1) Die zeitgleiche und unveränderte Weiterverbreitung von bundesweit empfangbaren 
Fernsehprogrammen, die in Europa in rechtlichzulässiger Weise und entsprechend den 
Bestimmungen des Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende 
Fernsehen veranstaltet werden, ist durch Landesrecht im Rahmen der vorhandenen 
technischen Möglichkeiten zu gestatten. Die Weiterverbreitung von Fernsehprogrammen 
kann unter Beachtung europäischer rundfunkrechtlicher Regelungen ausgesetzt werden.

(2) Einzelheiten, insbesondere die Rangfolge bei der Belegung der Kabelkanäle, regelt 
das Landesrecht.

V. Abschnitt  
Übergangs- und Schlußvorschriften

§ 36 
Satellitenkanäle des TVSat, Satellitenhörfunk

(1) Drei Kanäle des von der Deutschen Bundespost zur Verfügung gestellten 
Rundfunksatelliten TVSat können aufgrund von Staatsverträgen zwischen Ländern nach 
Länderquoten von verschiedenen privaten Veranstaltern für Fernsehzwecke genutzt 
werden.

(2) Für die Länderquoten nach Absatz 1 wird von folgender Aufteilung für drei 
Fernsehkanäle jeweils in Prozenten ausgegangen: Baden-Württemberg 35, Bayern 40, 
Berlin 20, Bremen 10, Hamburg 15, Hessen 30, Niedersachsen 35, Nordrhein-Westfalen 
60, Rheinland-Pfalz 25, Saarland 10, Schleswig-Holstein 20. Der Aufteilung nach 
Länderquoten entsprechen die abgeschlossenen Staatsverträge zwischen einzelnen 
Ländern.

(3) Je ein Kanal steht den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten 
und dem ZDF für Fernsehzwecke zu.
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(4) Soweit Kanäle nicht nach den Absätzen 1 bis 3 genutzt oder benötigt werden, erfolgt 
eine Zuordnung nach Maßgabe des § 34.

(5) Ein Fernsehkanal eines Satelliten wird für die digitale Übertragung von 16 
Hörfunkprogrammen in Stereoqualität genutzt. Jedes der in Absatz 2 genannten Länder 
und der Deutschlandfunk erhalten je einen Kanal; die Länder Nordrhein-Westfalen, 
Bayern, Baden-Württemberg und Niedersachsen erhalten je einen weiteren Kanal. Die 
Ministerpräsidenten können feststellen, daß Hörfunkkanäle nach Satz 2 nicht genutzt 
werden. In diesem Falle gilt § 34 mit der Maßgabe, daß die Länder Sachsen, Sachsen- 
Anhalt, Thüringen, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern vorrangig zu 
berücksichtigen sind.

§ 37 
Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Der Staatsvertrag kann von jedem der 
vertragschließenden Länder zum Schluß des Kalenderjahres mit einer Frist von einem 
Jahr gekündigt werden. Die Kündigung kann erstmals zum 31. Dezember 1998 erfolgen. 
Wird der Staatsvertrag zu diesem Termin nicht gekündigt, kann die Kündigung mit gleicher 
Frist jeweils zu einem vier Jahre späteren Termin erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber 
dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich zu erklären. Kündigt ein 
Land diesen Staatsvertrag, kann es zugleich den Rundfunkgebührenstaatsvertrag und den 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag zum gleichen Zeitpunkt kündigen; jedes andere Land 
kann daraufhin innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der Kündigungserklärung 
dementsprechend ebenfalls zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Zwischen den übrigen 
Ländern bleiben diese Staatsverträge in Kraft.

(2) Im Falle der Kündigung verbleibt es bei der vorgenommenen Zuordnung der 
Satellitenkanäle, solange für diese Kanäle noch Berechtigungen bestehen. § 18 bleibt im 
Falle der Kündigung einzelner Länder unberührt.

(3) § 15 Abs. 1, 2 und 4 kann von jedem der vertragschließenden Länder auch gesondert 
zum Schluß des Kalenderjahres, das auf die Feststellung des Finanzbedarfs des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gem. § 12 folgt, mit einer Frist von sechs Monaten 
gekündigt werden, wenn der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag nicht nach der 
Feststellung des Finanzbedarfs gem. § 12 aufgrund einer Rundfunkgebührenerhöhung 
geändert wird. Die Kündigung kann erstmals zum 31. Dezember 1996 erfolgen. Wird § 15 
Abs. 1, 2 und 4 zu einem dieser Termine nicht gekündigt, kann die Kündigung mit gleicher 
Frist jeweils zu einem vier Jahre späteren Termin erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber 
dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich zu erklären. Kündigt ein 
Land, kann jedes Land innerhalb von drei Monaten nach Eingang der 
Kündigungserklärung den Rundfunkgebührenstaatsvertrag und den 
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Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag zum gleichen Zeitpunkt kündigen. In diesem Fall kann 
jedes Land außerdem innerhalb weiterer drei Monate nach Eingang der 
Kündigungserklärung nach Satz 5 § 11 Abs. 2 sowie §§ 12 und 16 hinsichtlich einzelner 
oder sämtlicher Bestimmungen zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Zwischen den übrigen 
Ländern bleiben die gekündigten Bestimmungen dieses Staatsvertrages und die in Satz 5 
angegebenen Staatsverträge in Kraft.

§ 38 
Regelung für Bayern

Der Freistaat Bayern ist berechtigt, eine Verwendung des Anteils an der Rundfunkgebühr 
nach § 29 zur Finanzierung der landesgesetzlich bestimmten Aufgaben der Bayerischen 
Landeszentrale für Neue Medien im Rahmen der öffentlich-rechtlichen Trägerschaft 
vorzusehen. Im übrigen finden die für private Veranstalter geltenden Bestimmungen 
dieses Staatsvertrages auf Anbieter nach bayerischem Recht entsprechende Anwendung.

Anlage 1

Protokollerklärungen zum Staatsvertrag

Protokollerklärung 
der Freien und Hansestadt Hamburg 
zu § 3 Abs. 1 Nr. 5:

Die Freie und Hansestadt Hamburg geht davon aus, daß die Regelung in § 3 Abs. 1 Nr. 5 
unbeschadet des Grundsatzes der Berichterstattungsfreiheit des Journalisten nicht zu 
einer Verharmlosung der Berichterstattung, insbesondere bei der Darstellung von 
Kriegsereignissen führt.

Protokollerklärungen des Freistaates Thüringen 
zu § 3 Abs. 2:

Der Freistaat Thüringen geht davon aus, daß bei der Wahl der Sendezeit für Filme, die 
nach dem Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit unter 12 Jahren nicht 
freigegeben sind, dem Wohle jüngerer Kinder insofern Rechnung getragen wird, daß diese 
nur nach 20.00 Uhr verbreitet werden, sofern sie gewaltgeprägt sind.

Zu § 3 Abs. 3:

Der Freistaat Thüringen erwartet, daß nach einer Anforderung der Gründe, die zu einer 
Bewertung insofern geführt haben, daß die mögliche sittliche Gefährdung von Kindern und 
Jugendlichen unter Berücksichtigung aller Umstände nicht als schwer angesehen werden 
kann, der private Veranstalter, die Landesrundfunkanstalt bzw. das Zweite Deutsche 
Fernsehen von einer Wiederholung der Ausstrahlung so lange Abstand nimmt, bis die 
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nach Landesrecht für private Veranstalter zuständige Stelle (Landesmedienanstalt), bei 
den in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten 
und beim Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF) das zuständige Organ dazu Stellung 
genommen hat.
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